
Stadt Troisdorf 

Der Bürgermeister 
Az: II/61 - SchA 

 
 

Datum: 12.10.2021 

Vorlage, DS-Nr. 2021/1325  öffentlich  
   
 

Beratungsfolge Sitzung am: Ja Nein Enth. 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 

Denkmalschutz 

03.11.2021    

Rat 02.12.2021    

 

 
Betreff: Bebauungsplan S 118, Blatt 2, 3. Änderung, Stattteil Troisdorf-Rotter See, 

Bereich entlang der Straße „Im Zehntfeld„ zwischen A 59 und Spicher 
Straße  (Regelung der Zulässigkeit großflächiger Einzelhandel - im 
beschleunigten Verfahren, mit Berichtigung des Flächennutzungsplanes)  

hier: 
A) Behandlung der Stellungnahmen 

B) Satzungsbeschluss 
 
Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung 
über die Beschlussentwürfe beantragt / nicht beantragt wird. (nicht Zutreffendes bitte 
streichen!)   

 
 

I. Behandlung der Stellungnahmen 
 

A) Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 

A 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren geändert worden ist und während der frühzeitigen 

Beteiligung an der Planung nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist.  
 

A 1.1) Amprion GmbH, Robert-Schuman-Str. 7, 44263 Dortmund  
hier: Schreiben vom 01.03.2021 
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Sollten dennoch Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitungen 

gefährdende Höhe erreichen, ist der Rückschnitt durch den 
Grundstückseigentümer/den Bauherrn auf seine Kos- 
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Beschlussentwurf zu A 1.1: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 01.03.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Höchstspannungsfreileitungen mit 
Leitungsmittelinie, Maststandorten und Schutzstreifengrenzen sind nachrichtlich in 
die Planzeichnung übernommen worden.  

 
Entsprechend der Stellungnahmen werden in dem Geltungsbereich Glasdächer und 

Dachterrassen per Textfestsetzung ausgeschlossen.  
 
In der Planzeichnung wurden die Schutzradien um die Höchstspannungsfreileitungen 

auf die 25 Meter angepasst. Die Hinweise sind um den Punkt ergänzt worden, dass 
die Schutzradien um die Masten von Bebauung und Bepflanzung freizuhalten sind. 

Dieser Bereich kann als Parkplatz oder Stellplatz genutzt werden.  Ebenfalls ergänzt 
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wurde in den Hinweisen, dass die Maststandorte und die Leitungen jederzeit 
zugänglich sein müssen. Der aufgeführte Hinweistext ist aufgenommen worden. 
  

Die textlichen Festsetzungen sind um den Punkt ergänzt worden, dass innerhalb der 
Schutzstreifen der Höchstspannungsfreileitungen nur Anpflanzungen mit einer 

Endwuchshöhe von 5 Metern vorgenommen werden dürfen.  
 
A 1.2) PLEdoc GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen 

hier: Schreiben vom 01.03.2021 
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Beschlussentwurf zu A 1.2: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 01.03.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Die Inhalte des Merkblattes der Open Grid 
Europe GmbH zur Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen 
wurden als Hinweise im Bebauungsplan aufgenommen, sofern diese noch nicht 

enthalten waren.  
 

 
A 1.3) Stadtwerke Troisdorf, Poststraße 105, 53850 Troisdorf 

hier: Schreiben vom 04.03.2021 

 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.3: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 04.03.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.3 wie folgt zu entscheiden: 
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Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  
 
Für die im Geltungsbereich verlaufenden Versorgungsleitungen und Trafostationen 

ist es nicht notwendig eine mit Geh- Fahr- und Leitungsrecht für die 
Versorgungsträger zu belastende Fläche einzutragen, da es sich um 

Bestandsanlagen handelt, die nur über die Eintragung entsprechender 
Dienstbarkeiten gesichert werden können. Die Festsetzung von entsprechend zu 
belastenden Flächen erfüllt nur die Funktion, die Flächen insbesondere im Vorfeld 

der privatrechtlichen Sicherung der Rechte von sonstigen entgegenstehenden 
Nutzungen freizuhalten. Die HA-Säulen werden am Standort planungsrechtlich 

jeweils durch die Festsetzung eines entsprechenden Symbols gesichert.  
 
A 1.4) Rhein-Sieg-Kreis, Fachbereich 01.3, Frau Klüser, Kaiser-Wilhelm-Platz, 53721 

Siegburg  
hier: Schreiben vom 15.03.2021 
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Beschlussentwurf zu A 1.4: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 15.03.2021 
eingegangene Stellungnahme A 1.4 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 

Die Begrenzungen des Randsortiments müssen individuell pro Sondergebiet 
festgesetzt werden. In Summe (Addition aller Sondergebiete) liegt das 

Randsortiment in den drei Sondergebieten bei max. 10%.  
 
Die „offene“ Baugrenze an der nördlichen Plangebietsgrenze wurde geschlossen und 

die Baugrenze verschoben.  
 

Die Artenschutzrechtliche Prüfung (ASP) wurde erstellt und als Anlage 1 der 
Begründung beigefügt.  
 

Die Hinweise zur Abfallwirtschaft wurden im Bebauungsplan aufgenommen und die 
bereits bestehenden Hinweise zum Trinkwasserschutz/Wasserschutzgebiet 

angepasst.  
 
 

A 1.5) Abwasserbetrieb Troisdorf, Poststraße 105, 53827 Troisdorf  
hier: Schreiben vom 04.03.2021 
 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.5: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 04.03.2021 
eingegangene Stellungnahme A 1.5 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 
A 1.6) Einzelhandelsverband Bonn - Rhein-Sieg – Euskirchen e.V., Am Hof 26a, 
53113 Bonn  
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hier: Schreiben vom 18.03.2021 
 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.6: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 18.03.2021 
eingegangene Stellungnahme A 1.6 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 

 
A 1.7) Stadt Köln, Stadtplanungsamt, Willy-Brandt-Platz 2, 50679 Köln  

hier: Schreiben vom 15.03.2021 

 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.7: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 15.03.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.7 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

A 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung der Öffentlichkeit an der Planung nachfolgende Stellungnahmen 
vorgebracht worden sind, über die zu entscheiden ist.  
 

A 2.1) Einwender 1 
hier: Schreiben vom 15.03.2021 
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Beschlussentwurf zu A 2.1: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 15.03.2021 
eingegangene Stellungnahme A 2.1 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  
 

Großflächiger Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentren- und 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten ist nach den Zielen (Ziel 6.5-2) des 

Landesentwicklungsplans NRW (LEP NW) nur in den zentralen 
Versorgungsbereichen zulässig. Das Plangebiet liegt nicht in einem zentralen 
Versorgungsbereich (ZVB) der Stadt Troisdorf (Einzelhandels- und 

Nahversorgungskonzept Stadt Troisdorf 2010 und Fortschreibung 2020). Die 
Ausweisung eines ZVB an dieser Stelle wurde explizit bei er Fortschreibung des 

Einzelhandels- und Nahversorgungskonzeptes geprüft. Der Rat der Stadt Troisdorf 
hat entschieden, den gutachterlich empfohlenen Weg einzuschlagen, die 
Einzelhandelsagglomeration Spicher Straße nicht über den Bestand hinaus 

weiterzuentwickeln. Die Entscheidung wurde im Einvernehmen mit der 
Bezirksregierung Köln getroffen als zuständiger Behörde gemäß Einzelhandelserlass 

NRW.  
 
Die im Bestand vorliegenden örtlichen Gegebenheiten erfüllen nicht die Kriterien 

eines ZVB gemäß der aktuellen Rechtslage. Großflächiger Einzelhandel ist daher an 
dem Standort nur bestandsbezogen zulässig. Die beiden ansässigen 
Lebensmitteldiscounter haben die Schwelle zum großflächigen Einzelhandel (VK 

über 800 qm) bereits überschritten, sodass die angeregte Erweiterung nicht 
berücksichtigt wird. Großflächiger Einzelhandel ist nur in Sondergebieten und 

Kerngebieten gemäß BauNVO zulässig, war aber nicht in dem bisher festgesetzten 
Gewerbegebiet zulässig. Die vorliegende Bebauungsplanänderung übernimmt für die 



Seite - 13 - 

derzeit ansässigen Märkte die baurechtlich genehmigten Verkaufsflächen, auch 
soweit sie die Schwelle der Großflächigkeit überschreiten. Die Ausweisung 
übernimmt damit in vollem Umfang die bisher ausgeübte Nutzung und sichert diese 

planungsrechtlich ab. 
 

Entsprechend des Landesentwicklungsplans (Ziel 6.5-7) dürfen vorhandene 
Einzelhandelsstandorte mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten in 
nicht integrierter Lage mit großflächigen Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO 

überplant werden. Dabei sind die Sortimente und deren Verkaufsfläche auf die 
Verkaufsfläche zu begrenzen, die baurechtlich genehmigt ist, um den weiteren 

Ausbau der Nahversorgungsagglomeration zu verhindern und die abgegrenzten 
Nahversorgungsbereiche zu sichern. Eine Erweiterung widerspricht den Zielen des 
LEP NW und dem daraus auf der kommunalen Ebene entwickelten Einzelhandels- 

und Nahversorgungskonzept der Stadt Troisdorf (2020), sodass die Stellungnahme 
nicht berücksichtigt werden kann.  

 
 
 

B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB (Offenlage) 
 

B 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Planentwurfes die nachfolgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist. 
 

 
B 1.1) DB Energie GmbH, Schwarzer Weg 100, 51149 Köln 

hier: Schreiben vom 08.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.1: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 08.07.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.1 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Bahnstromleitungen mit Leitungsmittelinie, 
Maststandorten und Schutzstreifengrenzen sind nachrichtlich in die Planzeichnung 

übernommen worden.  
 

Auflagen und Hinweise sind zum Großteil unter den Punkt Hinweise in den textlichen 
Festsetzungen aufgenommen worden.  
 

Die textlichen Festsetzungen sind um den Punkt ergänzt worden, dass innerhalb der 
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Schutzstreifen der Bahnstromleitungen nur Anpflanzungen mit einer Endwuchshöhe 
von 3,5 Metern vorgenommen werden dürfen.  
Auflagen, die durch Baumaßnahmen im Bereich der Bahnstromleitung entstehen (Nr. 

5-8 der Stellungnahme) sind nicht als Hinweise in den Bebauungsplan mit 
aufgenommen worden, da sie den Plan überfrachten. Stattdessen wurde ein Hinweis 

auf den Abstimmungsbedarf mit der DB Energie GmbH bei Baumaßnahmen 
innerhalb des Schutzstreifens der 110-kv-Bahnstromleitung aufgenommen, um 
weitere Auflagen und Hinweise im Vorfeld der Baumaßnahmen abzustimmen. 

 
 

 
B 1.2) Einzelhandelsverband Bonn - Rhein-Sieg – Euskirchen e.V., Am Hof 26a, 
53113 Bonn  

hier: Schreiben vom 07.06.2021 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.2: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 07.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.2 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 

 
 
 

B 1.3) RSAG AöR, Pfeiser Hecke 4, 53721 Siegburg  
hier: Schreiben vom 10.06.2021 

 

. 
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Beschlussentwurf zu B 1.3: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 10.06.2021 

eingegangene Stellungnahme B 1.3 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen 
 
 

 
B 1.4) Rhein-Sieg Netz GmbH, Bachstraße 3, 53721 Siegburg  

hier: Schreiben vom 11.06.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.4: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 11.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 

 
B 1.5) Stadtwerke Troisdorf, Poststraße 105, 53850 Troisdorf 

hier: Schreiben vom 09.06.2021 

 

  

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.5: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 09.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.5 wie folgt zu entscheiden: 
 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  
 

Für die im Geltungsbereich verlaufenden Versorgungsleitungen und Trafostationen 
ist es nicht notwendig eine mit Geh- Fahr- und Leitungsrecht für die 
Versorgungsträger zu belastende Fläche einzutragen, da es sich um 

Bestandsanlagen handelt, die nur über die Eintragung entsprechender 
Dienstbarkeiten gesichert werden können. Die Festsetzung von entsprechend zu 

belastenden Flächen erfüllt nur die Funktion, die Flächen insbesondere im Vorfeld 
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der privatrechtlichen Sicherung der Rechte von sonstigen entgegenstehenden 
Nutzungen freizuhalten. Die HA-Säulen werden am Standort planungsrechtlich 
jeweils durch die Festsetzung eines entsprechenden Symbols gesichert.  

 
 

B 1.6) Rhein-Sieg-Verkehrsgesellschaft, Steinstraße 31, 53844 Troisdorf 
hier: Schreiben vom 18.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.6: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 18.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.6 wie folgt zu entscheiden: 

 
 
Der Stellungnahem wird nicht gefolgt. Die RSVG hat für die beiden Bebauungspläne 

S 118, Blatt 2, 2. und 3. Änderung eine gemeinsame Stellungnahme eingereicht. 
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Innerhalb des Geltungsbereiches der 3. Änderung verlaufen keine Gleisanlagen der 
RSVG. Die Gleisachse liegt mindestens 3,0 m entfernt vom Geltungsbereich. Die 
Ergänzung ist daher zum Bebauungsplan S 118, Blatt 2, 3 Änderung nicht 

notwendig. 
 

Die Betriebe im Geltungsbereich sind bestandsorientiert festgesetzt worden. 
Entsprechend kommt es in dem Geltungsbereich zu keiner Nutzungsänderung oder 
Erweiterung der bereits vorhandenen Betreibe, so dass eine zusätzliche Belastung 

des Bahnüberganges auf Grund der Änderung des Bebauungsplanes 
ausgeschlossen werden kann.  

 
B 1.7) Amprion GmbH, Robert-Schuman-Str. 7, 44263 Dortmund  

hier: Schreiben vom 21.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.7: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 21.06.2021 

eingegangene Stellungnahme B 1.7 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen.  

 
B 1.8) Stadt Köln, Stadtplanungsamt, Willy-Brandt-Platz2, 50679 Köln  

hier: Schreiben vom 23.06.2021 
 

ich bedanke mich für die Gelegenheit, Stellungnahme zu o.g. Bauleitplanverfahren 

zu nehmen. Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 17.03.2021, die weiterhin 
Bestand hat.  

 
Beschlussentwurf zu B 1.8: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 23.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.8 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen. In der Stellungnahme vom 17.03.21 
wurden keine Bedenken geäußert. 

 
 
 

B 1.9) Rhein-Sieg-Kreis, Fachbereich 01.3, Frau Klüser, Kaiser-Wilhelm-Platz, 53721 
Siegburg  

hier: Schreiben vom 28.06.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.9: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 28.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.9 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen. 
 

 
B 1.10) Abwasserbetrieb Troisdorf, Poststraße 105, 53827 Troisdorf  
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hier: Schreiben vom 28.06.2021 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.10: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 28.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.10 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen. 
 

 
B 1.11) PLEdoc GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen 

hier: Schreiben vom 01.07.2021 

 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.11: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 01.07.2021 

eingegangene Stellungnahme B 1.11 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen. 
 
 

B 1.12) Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein- Westfalen – 
Landeseisenbahnverwaltung- Werkstattstraße 102, 50733 Köln 
hier: Schreiben vom 23.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.12: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 23.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.12 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

B 1.13) Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland – Außenstelle 
Köln, Deutz-Kalker-Str. 18, 50679 Köln  

hier: Schreiben vom 21.06.2021 
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Beschlussentwurf zu B 1.13: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 06.07.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.13 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. In den textlichen Festsetzungen wurde mit 
aufgenommen, dass E-Ladesäulen nicht innerhalb der Anbauverbotszone zulässig 

sind. Die Auflagen der Anbauverbotszone und Anbaubeschränkungszone (§ 9 Abs. 1 
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& 2 FStrG) sind unter dem Punkt Hinweise unter dem Punkt 4 „Bauliche Anlagen an 
Straßen gemäß § 9 FSTrG (Bundesautobahn) bereits enthalten und wurden nochmal 
geringfügig ergänzt.  

Ebenfalls ergänzt wurde, dass Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben über die Art 
von Anlagen oder Sonstige Hinweise mit Wirkung zur Bundesautobahn eine 

straßenrechtliche Prüfung und Zustimmung benötigen.  
 
B 1.14) Bezirksregierung Köln Dezernat 32, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln   

hier: Schreiben vom 20.06.2021 
 

 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.14: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 20.06.2021 
eingegangene Stellungnahme B 1.14 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken betreffen die 
Berichtigung des Flächennutzungsplanes und nicht die Inhalte des 
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Bauleitplanverfahrens des Bebauungsplanes S 118, Blatt 2, 3. Änderung.  
 
 

 

B 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Planentwurfes folgende Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, 
über die zu entscheiden ist. 

 
 

B 2.1) Einwender 1 
hier: Schreiben vom 01.07.2021 

  

in der vorbezeichneten Angelegenheit zeigen wir an, auch im Rahmen der nunmehr 
stattfindenden Öffentlichkeitsbeteiligung die Interessen der X als Eigentümerin des 

Grundstücks X zu vertreten und nehmen Bezug auf die im Rahmen der frühzeitigen 
Bürgerbeteiligung am 
15.03.2021 eingereichten Vollmacht. 

 
l. 

Im Rahmen der nunmehr stattfindenden Offenlage dürfen wir zunächst erneut die 
Einwendungen aus unserem Schreiben vom 15.03.2021 in Bezug nehmen, die 
hiermit wiederholt werden. 

 
2. 

Zusätzlich möchten wir folgende Einwendungen erheben: 
 
a) 

Der vorbezeichnete Bebauungsplan überplant zahlreiche Einzelhandelsbetriebe. Es 
bestehen insoweit bereits Bedenken, ob dies abwägungsfehlerfrei erfolgen kann, weil 

dies nicht von überwiegenden öffentlichen Belangen gedeckt ist. Im Hinblick auf die 
integrierte Lage des Standortes, die bestehende Nahversorgungsfunktion sowie die 
umliegende Wohnbevölkerung spricht eher alles dafür, den Bereich als zentralen 

Versorgungsbereich im Sinne des LEP NRW zu qualifizieren. 
 

b) 
Bedenken bestehen jedoch zusätzlich, da durch die Festsetzungen die Betriebe auf 
den Bestandschutz gesetzt werden, weil die im Bebauungsplan festgesetzten 

Regelungen den vorhandenen/genehmigten Betrieben nicht gerecht werden. Dies gilt 
insbesondere im Hinblick auf die Regelungen betreffend die Randsortimente. So 

dürften die betroffenen Betriebe mehr als 10% der festgesetzten Randsortimente 
zulässigerweise veräußern, weil dies auch dem klassischen Betriebstyp entspricht. 
Bei einem Discounter ist dies in der Regel ein Sortimentsanteil von 20% der Fall. 

Dies dürfte auch bei den anderen Betriebstypen gelten. 
 

c) 
Es bestehen Bedenken im Hinblick auf die eingeschränkten Nutzungsmöglichkeiten 
innerhalb des Plangebietes. Nachfolgenutzungen sind von dem Bebauungsplan nicht 

gedeckt. 
 

Beschlussentwurf zu B 2.1: 
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Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 01.07.2021 
eingegangene Stellungnahme B 2.1 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Stellungnahme kann teilweise gefolgt werden.  
 

Die Stadt Troisdorf hält die Art der Behandlung der Stellungnahme vom 15.03.2021 
aufrecht (vgl. A 2.1).  

 
Zu 2 a): Der Punkt behandelt anteilig das gleiche Thema und wird ebenso 
abgewogen wie bisher. Der überplante Standort ist kein zentraler 

Versorgungsbereich. Dies wurde durch das beauftragte Gutachterbüro im Zuge der 
Erarbeitung des seit kurzem wirksamen Einzelhandels- und 

Nahversorgungskonzeptes 2020 der Stadt Troisdorf mehrfach bestätigt. Die 
öffentlichen Belange der Planung bestehen hier u.a. im Schutz der zentralen 
Versorgungsbereiche gem. § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB. Entsprechend des 

Landesentwicklungsplans (Ziel 6.5-7) dürfen vorhandene Einzelhandelsstandorte mit 
zentren- und nahversorgungsrelevantem Sortiment in nicht integrierter Lage mit 

großflächigem Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO überplant werden. Dabei sind 
die Sortimente und deren Verkaufsfläche auf die Verkaufsfläche zu begrenzen, die 
baurechtlich genehmigt sind, um den weiteren Ausbau der 

Nahversorgungsagglomeration zu verhindern und die abgegrenzten 
Nahversorgungsbereiche zu sichern. Eine Erweiterung der ansässigen 

Einzelhandelsstandorte mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortiment 
widerspricht den Zielen des Landesentwicklungsplan NRW und der Zielsetzung des 
Einzelhandels- und Nahversorgungskonzeptes der Stadt Troisdorf.  

 
Zu 2b) Den Bedenken hinsichtlich des festgesetzten Randsortiments wurde gefolgt 

und entsprechend Aktionsware als Bestandteil des Hauptsortimentes mit einem 
maximalen Anteil von 20% der Verkaufsfläche im SO1 und SO3 zugelassen. Der 
Betriebstyp Lebensmitteldiscounter verfügt üblicherweise über Aktionsware die 

maximal 20 % der Verkaufsfläche einnimmt. Dabei handelt es sich um Ware 
unterschiedlichster Art, die jeweils nur für einen kurzen Zeitraum angeboten wird. 

Aktionsware kann nicht dem Randsortiment zugeordnet werden, da sie in keinem 
sachlichen Zusammenhang mit dem zulässigen Hauptsortiment steht.  
 

Zu 2c): Ein Sondergebiet – hier die einzig mögliche Baugebietskategorie zur 
Regulierung gemäß Vorgabe des LEP NRW – ist in der zulässigen Nutzung genau 

zu definieren und kann nicht diverse, aktuell nicht absehbare Folgenutzungen 
berücksichtigen. Dazu bedarf es ggf. einer Planänderung. 
 

C) Erneute Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB (erneute Offenlage) 
 

C 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der erneuten 

Offenlage des Planentwurfes die nachfolgenden Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden 
ist. 

 
 

C 1.1) DB Energie GmbH, Schwarzer Weg 100, 51149 Köln 
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hier: Schreiben vom 20.09.2021 

 
 

Beschlussentwurf zu C 1.1: 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 20.09.2021 
eingegangene Stellungnahme C 1.1 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie ist identisch mit der 
Stellungnahme zur Offenlage (siehe Punkt B 1.1) und wird in gleicher Weise 

behandelt.   
 

C 1.2) Rhein-Sieg-Verkehrsgesellschaft mbH, Steinstraße 31, 53844 Troisdorf 
hier: Schreiben vom 27.09.2021 

 

 
 
Beschlussentwurf zu C 1.1: 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 27.09.2021 
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eingegangene Stellungnahme C 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Stellungnahem wird nicht gefolgt. Die RSVG hat für die beiden Bebauungspläne 

S 118, Blatt 2, 2. und 3. Änderung eine gemeinsame Stellungnahme eingereicht. 
Innerhalb des Geltungsbereiches der 3. Änderung verlaufen keine Gleisanlagen der 

RSVG. Die Gleisachse liegt mindestens 3,0 m entfernt vom Geltungsbereich. Die 
Ergänzung ist daher zum Bebauungsplan S 118, Blatt 2, 3 Änderung nicht 
notwendig. 
 
C 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Planentwurfes folgende Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, 
über die zu entscheiden ist. 

 
C 2.1) Einwender 1 

hier: Schreiben vom 01.10.2021 
 
in der vorbezeichneten Angelegenheit dürfen wir namens und mit der bereits 

eingereichten Vollmacht der X als Eigentümer des Grundstücks X vorsorglich auf die 
diesbezüglich erhobenen Einwendungen vom 15.03.2031 und 01.07.2021 verweisen, 

die wir hiermit ausdrücklich – bis auf den geänderten Teil betreffend die zulässigen 
Randsortimente des Lebensmitteldiscountermarktes- wiederholen.  
 
Beschlussentwurf zu C 2.1: 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Denkmalschutz der Stadt Troisdorf 
beschließt, über die mit Schreiben vom 01.10.2021 eingegangene Stellungnahme C 
2.1 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Siehe Abwägung unter Punkt A 2.1 und B 2.1 

 

II. Satzungsbeschluss 
 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren 
ohne Umweltprüfung geändert worden ist (§ 13a Abs. 2 BauGB). Der Rat stellt vor 

Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die 
Beschlussentwürfe beantragt wird / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes 
streichen)  

 
Nach Behandlung der Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt Troisdorf den 

Bebauungsplan S 118, Blatt 2, 2. Änderung für den Stadtteil Troisdorf- Rotter See, 
Bereich zwischen A 59, Straße „Im Zehntfeld“ und Spicher Straße als Satzung 
(§ 10 Abs. 1 BauGB). Die auf Landesrecht beruhenden Festsetzungen (§ 89 BauO 

NRW) werden gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 2 BauO NRW in den 
Bebauungsplan aufgenommen. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist 

in der Planzeichnung festgesetzt. Der Rat beschließt ferner die in der DS-Nr. 
2021/1325 enthaltene Begründung des Planes (§ 9 Abs. 8 BauGB), die allen 
Ratsmitgliedern zur Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und 

Denkmalschutz am 03.11.2021 zugestellt worden ist.  
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Hinweis:  
Der Bebauungsplan hängt in der Ratssitzung mit der Begründung zur Einsichtnahme 
aus. Weitere Exemplare können bei Bedarf jederzeit vor der Sitzung beim 

Stadtplanungsamt angefordert werden. 
 

 
 
Auswirkungen auf den Haushalt:  

 
Finanzielle Auswirkungen: Nein 

 
 
 
Sachdarstellung: 

Der Bebauungsplan S 118, Blatt 2 (rechtskräftig seit 25.02.1991) umfasst ein 

Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel, beschränkt auf die Sortimente „Bau- 
und Heimwerkermarkt“ und „Gartencenter“ (ehem. genutzt durch KNAUBER und 
Fliesen KAYSER). 

Der Stadtentwicklungsausschuss hat am 01.12.2016 (DS-Nr. 2016/1003) den 
Aufstellungsbeschluss zur 2. Änderung des gesamten Bebauungsplans S 118, Blatt 

2 beschlossen.  
 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 09.12.2020 (DS-Nr.: 

2020/0908) die Neufassung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes S 118, 

Blatt 2, 2. Änderung mit der Reduzierung des Geltungsbereiches auf das Gelände 

des ehem. KNAUBER und Fliesen KAYSER beschlossen und im Bereich des 

Gewerbegebietes den Aufstellungsbeschluss für die 3. Änderung gefasst. In seiner 

Sitzung am 03.02.2021 hat der Ausschuss die frühzeitige Beteiligung der 

Öffentlichkeit und der Behörden beschlossen.  

 

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger sowie der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange hat vom 15.02.2021 bis einschließlich 15.03.2021 stattgefunden.  

 
Die Leitungsträger Amprion und PLEdoc haben Hinweise zu den in dem Gebiet 
verlaufenden Hochspannungsfreileitungen und Ferngasleitungen sowie deren 

Schutzstreifen gegeben. Die Stadtwerke Troisdorf haben Hinweise zu weiteren im 
Plangebiet verlaufenden Leitungen gegeben. Der Rhein-Sieg-Kreis hat Stellung zum 

festgesetzten Randsortiment und dessen Anteilen, der offenen Baugrenze zum 
benachbarten Bebauungsplangebiet, zur Abfallwirtschaft und zu Auflagen im 
Wasserschutzgebiet genommen. Aus der Öffentlichkeit ist eine Stellungnahme 

eingegangen, die die bestandsbezogenen Sortimentsbeschränkungen kritisiert.  
 

Nach Anpassung des Bebauungsplanentwurfes wurde im Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Denkmalschutz am 25.05.2021 die öffentliche Auslegung und 
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 3 

Abs. 2 und § 4 Abs. i.V.m. §13a BauGB beschlossen (DS-Nr.: 2021/0656).  
 

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes sowie die Beteiligung der 
Behörden und Träger öffentlicher Belange hat im Zeitraum vom 07.06.2021 bis zum 
06.07.2021 stattgefunden.  
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Von Seiten der Behörden und Träger öffentlicher Belange gingen mehrere 
Stellungnahmen ein:  
 

Die DB Energie GmbH hat in ihrer Stellungnahme Hinweise und neue Auflagen für 
ihre in dem Plangebiet verlaufende Bahnstromleitung sowie den Schutzstreifen 

mitgeteilt.  
Der Leitungsträger PLEdoc hat nochmal Hinweise zu den in dem Gebiet 
verlaufenden Ferngasleitungen sowie deren Schutzstreifen gegeben. Die Stadtwerke 

Troisdorf haben erneut Hinweise zu im Plangebiet verlaufenden Leitungen gegeben.  
 

Die Rhein-Sieg-Verkehrsgesellschaft mbH (RSVG) und die 
Landeseisenbahnverwaltung NRW haben Hinweise zu den im Plangebiet und z.T. 
angrenzend verlaufenden Bahnanlagen und Bahnübergängen gegeben. Ferner hat 

die Autobahn GmbH des Bundes noch Hinweise zu der Bauverbots- und 
Baubeschränkungszone gegeben. Vom Grundstückseigentümer und Betreiber eines 

Lebensmittel-Discountbetriebes sind in allen Verfahrensschritten Stellungnahmen mit 
Bedenken insbesondere zur Beschränkung der Verkaufsfläche eingegangen. Diesen 
Bedenken kann unter Bezugnahme auf das 2020 beschlossenen Einzelhandels- und 

Nahversorgungskonzeptes der Stadt Troisdorf nicht gefolgt werden. Die Anregung, 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes als Zentralen Versorgungsbereich 

auszuweisen, wird deshalb nicht berücksichtigt.  
 
Die übrigen Anregungen wurden soweit wie möglich in den Entwurf eingepflegt. 

Änderungen an den Festsetzungen ergaben sich bei der Zulässigkeit von 
Sortimenten im Sondergebiet SO1 und SO3, von E-Ladesäulen und bei der 
Bepflanzungshöhe in den Schutzstreifen der Bahnstromleitungen. Die Hinweise und 

nachrichtlichen Übernahmen wurden ebenfalls in mehreren Punkten überarbeitet. 
 

Da von der Planänderung Dritte betroffen waren, ist eine erneute Offenlage 
erforderlich gewesen. Diese fand mit einer verkürzten Offenlagefrist von 2 Wochen 
im Zeitraum vom 20.09.2021 bis zum 04.10.2021 statt. Stellungnahmen konnten nur 

zu den gekennzeichneten geänderten oder ergänzten Teilen abgegeben werden 
(gem. § 4a Abs. 3 BauGB).  

 
Die in der Offenlage und erneuten Offenlage eingegangenen Anregungen und 
Stellungnahmen sind im Rahmen einer Abwägung abschließen zu behandeln, 

ebenso die in der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen.  
 

Die Textfestsetzungen und Hinweise wurden redaktionell überarbeitet (z.B. Änderung 
der Rechtsgrundlage für den Ausschluss von Glasdächern und Dachterrassen). 
Inhaltlich hat sich dadurch jedoch nichts geändert. An der Begründung zum 

Bebauungsplan wurden entsprechend Änderungen vorgenommen. Zur Klarstellung 
wurden ferner Erläuterungen zur Zulässigkeit von Werbeanlagen in der Begründung 

ergänzt. 
 
Mit der Behandlung der Stellungnahmen und dem nachfolgenden 

Satzungsbeschluss soll das Planverfahren zeitnah abgeschlossen werden.  
 

 

B e g r ü n d u n g 
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gemäß § 9 Abs. 8 BauGB 
 

Bebauungsplan S 118, Blatt 2, 3. Änderung 
 

Stadtteil Troisdorf-Rotter See, Bereich entlang der Straße „Im Zehntfeld“, zwischen 

A 59 und Spicher Straße  
 

 

1 Plangebiet 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Rotter See entlang der Straße „Im Zehntfeld“ 

zwischen der A 59 und der Spicher Straße. Neben dem Lebensmitteldiscounter ALDI 
auf dem Eckgrundstück Spicher Straße / Im Zehntfeld befindet sich in dem 

Geltungsbereich noch der Fachmarkt für Tierbedarf FRESSNAPF und der 
Lebensmitteldiscounter LIDL. Beide Discounter haben mittlerweile die 
Großflächigkeit erreicht (> 800 m² Verkaufsfläche). Außerhalb des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplanes liegen westlich der Spicher Straße u.a. ein 
HIT-SB-Warenmarkt, ein DM-Drogeriefachmarkt, sowie ein Bekleidungs- und ein 

Schuhfachgeschäft. Der Agglomerationsstandort „Im Zehntfeld“ verfügt aufgrund 
seiner zentralen Lage im Stadtgebiet über eine gute Erreichbarkeit aus allen 
Stadtteilen.  

 

2 Bisherige planungsrechtliche Situation 

2.1 Regionalplan 

Der Regionalplan, Teilbereich Bonn/Rhein-Sieg (2004), stellt das Plangebiet als 

allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) dar. Die Planung eines Sondergebietes für 
großflächigen Einzelhandel steht im Einklang mit den Darstellungen des 

Regionalplanes. 
 

2.2  Flächennutzungsplan 

Der 2016 rechtswirksam gewordene Flächennutzungsplan 2015 der Stadt Troisdorf 
stellt das Plangebiet entlang der Straße „Im Zehntfeld“ als gewerbliche Baufläche 

dar. Die Festsetzungen der geplanten 3. Änderung des Bebauungsplanes weichen 
von dieser Darstellung ab. Der Flächennutzungsplan soll im Wege einer Berichtigung 
gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) angepasst werden. Es erfolgt 

eine Darstellung als „Sondergebiet-SO“.  
 

 

2.3  Bebauungsplan (Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan) 

Der qualifizierte Bebauungsplan S 118, Blatt 2, der am 25.02.1991 rechtskräftig 

wurde, setzt im Geltungsbereich der 3. Änderung als Art der baulichen Nutzung 
Gewerbegebiet fest. Ebenfalls festgesetzt wurde eine Grundflächenzahl (GRZ) von 

0,8, die abweichende Bauweise, Gebäudehöhen und die Dachform.  
 
Mit der 1. Änderung als ergänzendem Textbebauungsplan, (am 03.08.1999 

rechtkräftig), erfolgte eine Sortimentsbeschränkung des zulässigen Einzelhandels im 
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Gewerbegebiet auf zentrenunschädliche, nahversorgungsrelevante Produktgruppen.  
 
Die vorhandenen Lebensmitteldiscounter sind mittlerweile durch Erweiterungen und 

Änderungen in der Rechtsprechung zu Verkaufsflächenanteilen beide als 
großflächiger Einzelhandel einzustufen mit mehr als 800 m² Verkaufsfläche. Da 

großflächiger Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO jedoch nur in Kern- und 
Sondergebieten zulässig ist, soll das Gewerbegebiet in ein Sondergebiet 
umgewandelt werden und wäre damit nicht aus dem Flächennutzungsplan 

entwickelt. Der Textbebauungsplan wird damit obsolet und soll aufgehoben werden.  

 

3 Ziel und Zweck der Planung 

3.1 Anlass der Planänderung  

Entgegen der damaligen Ziele hat sich in dem ausgewiesenen und damals 
überwiegend unbebauten Gewerbegebiet entlang der Straße Im Zehntfeld, durch die 

Ansiedlung von LIDL und FRESSNAPF zusammen mit dem schon ansässigen ALDI, 
eine Nahversorgungsagglomeration gebildet. Die Märkte ALDI und LIDL haben 
bereits im kleinen Rahmen in die Großflächigkeit (Verkaufsfläche über 800 m²) 

erweitert. Die Fa. ALDI hat ihre Verkaufsfläche im Jahr 2005 auf 850 m² erweitert und 
liegt damit 50 m² über dem Schwellenwert der Großflächigkeit. Zwischenzeitlich gab 

es eine Gesetzesänderung bezüglich dessen, was auf die Verkaufsflächen 
anzurechnen ist, sodass der LIDL Markt aus heutiger Sicht mit rd. 825 m² VKF 
ebenfalls großflächig ist. Aufgrund der Unvereinbarkeit dieser Erweiterungen mit den 

Festsetzungen des Bebauungsplanes (im GE ist großflächiger Einzelhandel nicht 
zulässig) und dem Zustimmungsvorbehalt der Bezirksregierung gemäß 

Einzelhandelserlass NRW, wurden die letzten Anträge auf Erweiterung der 
Verkaufsflächen nicht genehmigt. Die Fa. Aldi, die bereits eine Erweiterung auf rd. 
850 m² VKF für sich in Anspruch genommen hatte, klagt derzeit auf Zulassung von 

weiteren knapp 120 m².  
 

Der Bebauungsplan ist veraltet und entspricht nicht der heutigen Rechtsprechung. Er 
verwendet z.B. noch nicht die Troisdorfer Liste, die eine individuelle Differenzierung 
der hier noch angewandten Kölner Liste darstellt. Die Anpassung von 

Sortimentslisten an die jeweilige Einzelhandelsstruktur der Kommune ist inzwischen 
Stand der Rechtsprechung. Auch die Festsetzung von Betriebstyp sowie Größe und 

Abgrenzung des Randsortiments fehlt. Im Hinblick auf die Beurteilung der Anträge 
auf Verkaufsflächenerweiterungen ist eine Überarbeitung des Bebauungsplanes 
erforderlich und somit ein Planungserfordernis gem. § 1 Abs. 3 BauGB gegeben.  

 

3.2  Ziel und Zweck der Bebauungsplanänderung  

Das Plangebiet liegt nicht in einem der zentralen Versorgungsbereiche der Stadt 
Troisdorf, sondern liegt im Ergänzungsstandort „Im Zehntfeld“ gemäß aktualisiertem 
Einzelhandels- und Nahversorgungskonzept 2020. Dieser nimmt im Bereich der 

Nahversorgung innerhalb von Troisdorf eine wichtige Funktion ein. Die beiden im 
Plangebiet ansässigen Lebensmittendiscounter haben geringfügig schon in die 

Großflächigkeit (Verkaufsfläche über 800 m²) erweitert. Großflächiger Einzelhandel 
gem. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten 
ist nach den Zielen (Ziel 6.5-2) des Landesentwicklungsplans NRW (LEP NW) nur in 
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den zentralen Versorgungsbereichen zulässig. Denn Einzelhandel mit zentren- und 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten an nicht integrierten Standorten hat laut 
Vermutungsregel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO ab einer Verkaufsflächengröße von 800 

m² i.d.R. schädliche Auswirkungen auf bestehende zentrale Versorgungsbereiche. 
  

Auswirkungen auf gewünschte Einzelhandelsentwicklungen in den Zentralen 
Versorgungsbereichen von Sieglar und Oberlar sind unübersehbar. Die 
Einzelhandelsentwicklung der Stadt Troisdorf hat das Ziel die zentralen 

Versorgungsbereiche weiter zu stärken, um eine flächendeckende wohnungsnahe 
Nahversorgung im Stadtteil zu sichern oder zu erreichen. Der Standort „Im Zehntfeld“ 

bildet neben der Innenstadt als Hauptzentrum und vor allen Stadtteilzentren 
(Nebenzentren) den Einkaufsstandort mit dem größten Verkaufsflächenbestand bei 
Nahrungs- und Genussmitteln. Die Erweiterung der Verkaufsflächen von LIDL und 

ALDI in der besagten Nahversorgungsagglomeration widerspricht der Zielsetzung 
der wohnungsnahen Versorgung der Bevölkerung bzw. gefährdet unter Umständen 

das vorhandene Angebot in den zentralen Versorgungsbereichen, insbesondere der 
Innenstadt. Einzelheiten sind dem Einzelhandels- und Nahversorgungskonzept 
Troisdorf (2. Fortschreibung 2020), CIMA Beratung + Management GmbH, Köln vom 

30.10.2020 zu entnehmen, das am 15.12.2020 pandemiebedingt vom Haupt- und 
Finanzausschuss anstelle des Rates beschlossen worden ist. Das Konzept ist auf 

der Internetseite der Stadt Troisdorf veröffentlicht unter  
https://www.troisdorf.de/MediaLibrary/Content/web/de/wirtschaft_bauen/Stadtplanun
g/Stadtentwicklung/einzelhandel/EHK-Troisdorf-2020_final-inklAnlage.pdf. 

 
Entsprechend des Landesentwicklungsplanes (Ziel 6.5-7) dürfen vorhandene 
Einzelhandelsstandorte mit zentrenrelevanten Sortimenten in nicht integrierter Lage 

mit großflächigem Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO überplant werden. Dabei 
sind die Sortimente und deren Verkaufsfläche auf die Verkaufsfläche zu begrenzen, 

die baurechtlich genehmigt ist bzw. im Bestand vorhanden ist, um den weiteren 
Ausbau der Nahversorgungsagglomeration zu verhindern und die abgegrenzten 
Nahversorgungsbereiche zu sichern. Erweiterungsoptionen können hier nicht 

eingeräumt werden, da es bereits einen rechtskräftigen Bebauungsplan gibt und der 
Standort nicht erstmalig überplant wird.   
  
Ziel der 3. Änderung des Bebauungsplanes S 118, Blatt 2 ist daher die 
Bestandssicherung der vorhandenen Betriebe, bei einer im Wesentlichen am 

Bestand orientierten Verkaufsfläche (VKF), die keine zusätzlichen nachteiligen 
Auswirkungen auf benachbarte Ortsteilzentren hat.  

4 Umweltbelange, Aufstellungsverfahren ohne Umweltprüfung 

4.1  Bebauungsplan der Innenentwicklung  

Als Bebauungsplan der Innenentwicklung wird der Plan im beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB aufgestellt. Das gesamte Plangebiet von 1,82 ha hätte abzüglich 
der Straßenflächen und bei einer unterstellten GRZ von 0,8 im Gewerbegebiet 

(Obergrenze Gewerbegebiet § 17 BauNVO) aktuell eine Grundfläche von ca. 10.400 
m² und liegt damit unterhalb des Schwellenwertes von 20.000 qm gem. § 13 a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 1 BauGB. Anzusetzen ist jedoch nur das, was durch eine Bauleitplanung 
neu hinzukäme. Durch die Bebauungsplanänderung wird keine zusätzliche 
Überbaubarkeit begründet, sodass der Wert auch in Kombination mit Bebauungsplan 
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S 118, Blatt 2, 2. Änderung, mit dem die vorliegende 3. Änderungen in engem 
sachlichem, räumlichem und zeitlichem Zusammenhang steht, unterschritten wird.  
 

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
gem. § 13 Abs. 2 u. 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Auf Grund dessen wird von der 

Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2a BauGB, von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 

6a Abs. 1 BauGB und § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. Die inhaltliche planerische 
Auseinandersetzung mit allen relevanten Umweltbelangen entfällt nicht (s. Kap. 4.2). 

4.2  Umweltbelange, Artenschutz 

Entsprechend der §§ 44 Abs. 1, 5, 6 und 45 Abs. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) in Verbindung mit der gemeinsamen Handlungsempfehlung 

„Artenschutz in der Bauleitplanung und der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben“ 
des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW und des 

Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
NRW vom 22.12.2010 ist bei der Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes 
eine artenschutzrechtliche Prüfung (ASP) zu erstellen. 

 
Mit der Änderung des Bebauungsplanes wird keine zusätzliche Überbauung 

vorbereitet. Die reale Flächennutzung wird nicht verändert. Artenschutzrechtliche 
Konflikte sind nicht zu erkennen. Die artenschutzrechtliche Untersuchung erfolgt 
deshalb stark verkürzt und wird in dem als Anlage 2 zu der oben genannten 

Handlungsempfehlung Protokoll-Formblatt B dargelegt. Das Formblatt ist als Anlage 
1 der Begründung des Bebauungsplanes beigefügt. Die verkürzte Untersuchung 
schließt mit dem Ergebnis ab, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestände infolge 

der Durchführung des Bebauungsplanes auszuschließen sind. 
 

Im Plangebiet gelten die Auflagen der Wasserschutzzone III B des 
Wasserschutzgebietes Köln-Zündorf. Im Bebauungsplan wird auf die Fundstelle der 
Wasserschutzgebietsverordnung und wesentliche Inhalte hingewiesen.  

 

5 Begründung einzelner Festsetzungen des Bebauungsplanes 

5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung  

Als Art der baulichen Nutzung werden, entsprechend den bereits vorhandenen 

Nutzungen und gemäß den Zielen der Planung, diese planungsrechtlich abzusichern, 
die Sondergebiete SO 1, SO 2 und SO 3 festgesetzt. Die Festsetzung des 
zulässigen Sortimentes erfolgt bestandbezogen. Zentrenrelevantes Sortiment ist zum 

Schutz der Zentralen Versorgungsbereiche als Hauptsortiment im SO 2 nicht 
zulässig. Tiernahrung und Zooartikel sind gemäß des 2020 fortgeschriebenen 

Einzelhandels- und zentrenkonzeptes der Stadt Troisdorf nicht mehr zentrenrelevant. 
In SO 1 und 3 wird nur nahversorgungs- und damit zentrenrelevantes Sortiment im 
Sinne des genehmigten Bestandes zugelassen, ohne Erweiterungsoption. Als 

Randsortiment mit einem Anteil von höchstens 10 % der Verkaufsfläche ist jeweils 
zum Hauptsortiment passendes zentrenrelevantes Sortiment gem. „Troisdorfer Liste“ 

zulässig.  
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Das Sondergebiet SO 1 und SO 3 dient jeweils der Unterbringung eines 
Lebensmittel-Discountmarktes. Im „SO 1 Lebensmitteldiscounter“ ist ein 
Lebensmitteldiscountmarkt mit einer maximalen Verkaufsfläche von 850 m² zulässig. 

Im „SO 3 Lebensmitteldiscounter“ ist hingegen ein Lebensmitteldiscountmarkt mit 
einer maximalen Verkaufsfläche von 825 m² zulässig. Als Hauptsortiment werden 

Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Back-/Fleischwaren, Getränke, Reform-/ 
Tabakwaren) zugelassen. Als Randsortiment werden mit einem Anteil von max. 10% 
Gesundheits- und Körperpflegeartikel (inkl. Drogerie- und Parfümeriewaren, Wasch-

/Putz- und Reinigungsmittel), Schnittblumen und Zeitungen/Zeitschriften zugelassen. 
Der Betriebstyp Lebensmitteldiscounter verfügt üblicherweise über Aktionsware die 

maximal 20 % der Verkaufsfläche einnimmt. Dabei handelt es Ware 
unterschiedlichster Art, die jeweils nur für einen kurzen Zeitraum angeboten wird. 
Aktionsware kann nicht dem Randsortiment zugeordnet werden, da sie in keinen 

sachlichen Zusammenhang mit dem zulässigen Hauptsortiment steht. Entsprechend 
wird in den Sondergebieten SO 1 und SO 3 bestandsorientiert Aktionsware mit einen 

max. Anteil von 20 % zugelassen. Im SO 1 entspricht das einer Verkaufsfläche von 
maximal 170 qm und im SO3 von 165 qm. Eine Beschränkung auf einzelne 
Produktgruppen erfolgt nicht, diese ergibt sich schon aus dem Wortbestandteil 

„Aktion“ da diese Waren nicht dauerhaft, sondern nur zeitlich begrenzt um Rahmen 
bestimmter, ständig wechselnder Aktionsangebote verkauft werden dürfen (vgl. OVG 

NRW, Urteil vom 29.05.2009 – 7D 51/08.NE).  Das Sondergebiet SO 2 dient der 
Unterbringung eines Fachmarkes für Tierbedarf. Im „SO 3 Fachmarkt für Tierbedarf“ 
ist eine maximale Verkaufsfläche von 800 m² zulässig. Sie wird auf das 

fachmarkttypische Haupt- und Randsortiment limitiert.   
 
Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich am Bestand und an den Zielen der 

Planung, die vorhandene Struktur auch als Maß für künftige Entwicklungen 
heranzuziehen. Innerhalb der Sondergebiete wird das Maß der baulichen Nutzung 

über die jeweils maximal zulässigen Verkaufsflächen (VK), die überbaubaren 
Grundstücksflächen, sowie über die maximal zulässigen Gebäudehöhen definiert. 
Die jeweilige maximal zulässige Verkaufsfläche entspricht in SO 1 und 3 der VK, die 

baurechtlichen Bestandsschutz besitzen. Dem Tierfuttermarkt wird mehr Spielraum 
eingeräumt, da das Sortiment nicht zentrenrelevant ist.  

 
Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch die mögliche Bauhöhe unterhalb der drei 
Hochspannungsleitungen definiert, die durch das Plangebiet laufen. Die 

Grundflächenzahl orientiert sich an dem zulässigen Höchstwert von 0,8 gemäß § 17 
Abs. 1 BauNVO. 

Aus Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wurden bauliche Vorkehrungen gem. § 9 
Abs. 24 BauGB festgesetzt. Daher sind auf Grund der im Plangebiet verlaufenden 

Hochspannungsleitungen Dächer aus Glas und Dachterrassen nicht zulässig.  

 

5.2  Bauweise, überbaubare Flächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche orientiert sich an den Bestandsgebäuden, um 
einem weiteren Ausbau der ansässigen Einzelhandelsunternehmen 

entgegenzuwirken und den Beschränkungen durch Leitungstrassen und der 
Schutzbereiche oder den Schutzzonen der Autobahn gerecht zu werden. Die 
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abweichende Bauweise wird bestandsorientiert festgesetzt. Innerhalb der 
abweichenden Bauweise können Gebäude grundsätzlich an die Nachbargrenze 
angebaut werden. Wird nicht an die Nachbargrenze angebaut, so ist eine 

Abstandsfläche gem. § 6 BauO NRW einzuhalten. 

5.3  Verkehr, Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Das Plangebiet ist durch die vorhandenen öffentlichen Verkehrsanlagen erschlossen 
und dem Bedarf gerecht ausgebaut. Es ist davon auszugehen, dass die Änderung 
des Bebauungsplanes keine zusätzliche Verkehrsbelastung mit sich bringt. 

Stellplätze für den ruhenden Verkehr sind vorhanden.  

Das Plangebiet ist über die Bushaltestellen in der Straße „Im Zehntfeld“ an das 

Verkehrsnetz des öffentlichen Personennahverkehres angebunden.  

Die bestehenden Ein- und Ausfahrten werden im Bebauungsplan berücksichtigt und 
gewährleisten eine verkehrsgerechte Abwicklung der Zu- und Abgangsverehre auf 

die Grundstücke.  

Um eine klare Rechtsgrundlage zu schaffen, werden E-Ladesäulen auf dem Kunden- 

und Mitarbeiterparkplatz explizit zugelassen. Sie zählen als Nebenanlage der 
Betriebe im SO 1-3. E-Ladesäulen fallen unter das Anbauverbot § 9 
Bundesfernstraßengesetz (FStrG), daher sind sie auf den Stellplätzen innerhalb der 

40-m- Anbauverbotsfläche unzulässig.  

5.4  Grün- u. Freiflächen, Bindungen für die Bepflanzung  

Die vorhandene Fläche mit Bindung für die Bepflanzung und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstige. Bepflanzungen sollen dauerhaft erhalten werden. 
Diese Festsetzung erfolgt zum einen aus gestalterischen Gründen, zum anderen 

dient die Festsetzung der Aufwertung der ökologischen Strukturen im ansonsten 
versiegelten Plangebiet sowie der Verbesserung der kleinklimatischen Situation, die 

durch die nötigen Parkplatzflächen i.d.R. beeinträchtigt ist. Die Fläche wird 
weitestgehend aus dem bisherigen Bebauungsplan übernommen. Die bestehenden 
Ein- und Ausfahrten werden ausgespart. 

 
Innerhalb der Schutzstreifen der 220-/380-kv- und 110-/220-/380 –kv- 

Hochspannungsleitungen dürfen nur Anpflanzungen, die eine Endwuchshöhe von 
maximal 5 m erreichen, vorgenommen werden.  
In den Schutzstreifen der Bahnstromleitungen 110-kv dürfen Neuanpflanzungen eine 

Höhe von 3,50 m nicht überschreiten.  

5.5  Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes erfolgt über die bestehenden Kanäle und 
Leitungen. 
  

6 Gestaltungsvorschriften  

Die Zulässigkeit von Werbeanlagen werden gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 

BauO NRW eingeschränkt. Freistehende Außenwerbung ist innerhalb des 
Plangebietes nur an der Stätte der Leistung, also auf dem gesamten Grundstück im 
jeweiligen Sondergebiet zulässig. Damit wir den Betrieben die Möglichkeit gegeben, 
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auf ihren Standort aufmerksam zu machen und auf die jeweilige Einfahrt durch eine 
ergänzende Beschilderung hinzuweisen. Weitere Werbung von Dritten ist nur an den 
Fassaden der Gebäude zulässig. Dabei dürfen die Werbeanlagen maximal 1/3 der 

Fläche der Außenfassade einnehmen. Des Weiteren sind Werbeanlagen, die mit 
Gebäuden verbunden sind, unterhalb der Traufe oder Attika der Gebäude 

anzubringen. Unzulässig sind Werbeanlagen, die beweglich sind und Werbeanlagen 
die mit Wechsellichtern betrieben werden.  
 

Die Randzonen der Einzelhandelsgrundstücke, aber auch die Stellplatzflächen und 
ihre Einfahrten sind beliebte Standorte für Plakattafeln der Suggestions- und 

Erinnerungswerbung. Aufgrund der hohen Kundenfrequenz wird hier eine hohe 
Wirksamkeit der Werbeanlagen erreicht, die eine einträgliche Vermarktung 
ermöglichen. Die Standorte werden an Werbefirmen vermietet, die eigenständig 

agieren. Diese sonstige gewerbliche Nutzung steht städtebaulich in keinem 
funktionell zwingend erforderlichen Zusammenhang mit der festgesetzten Nutzung 

als Sondergebiet für den Einzelhandel. Die Wirkungen der Werbeanlagen für das 
Erscheinungsbild des öffentlichen Raumes, aber auch der halböffentlichen Räume 
der Kundenparkplätze, unterliegen daher der Abwägung gegenüber den 

wirtschaftlichen Belangen und dem Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit. 
 

In Anbetracht der Tatsache, dass die Einzelhandelsagglomeration vom 
Erscheinungsbild im Wesentlichen durch standardisierte, eingeschossige 
Marktgebäude geprägt wird mit großen Stellplatzflächen davor, legt die Stadt 

Troisdorf besonderen Wert auf eine wirksame Begrünung der Grundstücke, auch aus 
gestalterischen Gründen. Die Begrünung soll hier ein eigenes Gewicht erhalten, um 
die gestalterischen Unzulänglichkeiten, die mit einem solchen 

Agglomerationsstandort verbunden sind, ein Stück weit auszugleichen. 
Fremdwerbung mit prominenter Sichtbarkeit läuft diesen Bemühungen entgegen und 

konkurriert gestalterisch als Freianlage mit dem (begrünten) Freiraum. Daher sind 
diese Anlagen nur an den Gebäuden selbst zulässig. Um eine störende Häufung und 
Dominanz auch dort zu vermeiden, darf nur ein Drittel der Fassade von Werbung 

bedeckt werden. Auch der Ausschluss von Werbeanlagen, die die Höhe des 
Dachrandes überschreiten, soll eine störende Dominanz von Werbeanlagen (mit 

Fernwirkung) vermeiden. Das gilt ebenso für Wechsellichtschaltungen. Ziel der 
Festsetzungen ist es, ein geordnete städtebauliches Bild zu schaffen.  
 

7 Verwirklichungsmaßnahmen 

Der Bebauungsplan kann ohne besondere Maßnahmen durchgeführt werden. Die 

Erschließung ist vorhanden. Die Grundstücke sind im Wesentlichen bebaut bzw. 
bebauungsfähig. 

 

8 Kosten und Finanzierung 

Mit der Verwirklichung des Bebauungsplanes entstehen der Stadt Troisdorf keine 

weiteren Kosten, sodass nur die Kosten des Bebauungsplanverfahrens anfallen, die 
aus dem allgemeinen städtischen Verwaltungshaushalt zu tragen sind. 
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9 Anlagen 

 Protokoll Artenschutzprüfung (ASP I), Stadt Troisdorf, 26.04.2021 (Anlage 1) 
 

 
 

In Vertretung  
 
  

  
Horst Wende  
Beigeordneter und Stadtkämmerer  
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